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Zweifelsohne besaß Christian Weber 

 

ein ungewöhnliches Maß an Zivilcou-

rage. In einer Zeit, in der andere sich 

 

anpaßten, einfügten und schwiegen, um 

 

ihre Familien und sich selbst nicht zu 

 

gefährden, ließ er sich nicht schrecken, 

 

sondern machte den Mund auf und 

 

prangerte Mißstände an. Der mutige 

 

Rechtsanwalt und Notar aus Rendsburg 

 

wurde zum Ärgernis der gerade eta-
blierten nationalsozialistischen Führung 

 

in Schleswig-Holstein. In seinen Schrift-
stücken und Eingaben äußerte er schar-
fe Kritik an behördlichen Maßnahmen 

 

und deckte gravierende Fehler in Sache 

 

und Form auf. Außerdem hatte Weber 

 

dem seit Ende September 1933 verbo-
tenen und aufgelösten „Tannenberg-
bund" angehört und übernahm nun die 

 

Verteidigung ehemaliger Mitglieder, die 

 

sich zumeist wegen abfälliger Äuße-

rungen über das NS-Regime vor dem 

 

Sondergericht verantworten mußten.' 

 

Schließlich verfügte er aufgrund sei-
ner langjährigen beruflichen und politi-
schen Tätigkeit über intime Kenntnisse, 

 

was für die Parteiprominenz seiner Um-

gebung zumindest ein Risiko bedeutete. 

 

Mit diesem gefährlichen Wissen, sei-
nem couragierten Handeln und einer ge-
radezu aufreizenden Respektlosigkeit 

 

vor den neuen Machthabern zog sich 

 

Christian Weber besonders die Feind-
schaft seines Berufskollegen Wilhelm 

 

Hamkens zu, Kreisleiter der NSDAP, 

 

und seit April 1933 Landrat des Kreises 

 

Rendsburg. 

 

Beide kannten einander gut. Während 

 

sich Hainkens 1919 in Hohenwestedt 

 

als Rechtsanwalt und Notar niederge-
lassen hatte, war Weber 1921 nach 

 

Rendsburg gekommen. Er stammte aus 

 

Broacker in Nordschleswig, für das 

 

später sein neuer Heimatort die Paten-
schaft übernahm. Seine Herkunft war 

 

als Sohn eines Kaufmanns und Fabrik-
besitzers gutbürgerlich.2 Am 6. Oktober 

 

1886 geboren, besuchte Christian We-
ber zuerst eine Privatschule und ab 

 

1896 das Gymnasium in Flensburg. Er 

 

wechselte dann nach Eutin, wo er 1908 

 

sein Abitur machte. 

 

Nach fünf Semestern an der Univer-
sität Tübingen unterbrach Weber 1911 

 

sein Jurastudium, um seinen Wehrdienst 

 

als Einjährig-Freiwilliger zu leisten. 

 

Dann kehrte er an die Universität zu-

rück, dieses Mal nach Kiel, legte die 

 

erste Juristische Staatsprüfung ab und 

 

wurde im Dezember 1912 zum Refe-
rendar ernannt, im August 1920 zum 

 

Assessor. Im Februar 1921 erhielt er 

 

die Zulassung als Rechtsanwalt beim 

 

Amtsgericht Rendsburg, drei Monate 

 

später die Bestellung zum Notar. Vier-
einhalb Jahre war Christian Weber Sol-
dat gewesen, Frontkämpfer, mit dem 

 

Verwundeten-Abzeichen und dem Ei-
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Abb. 1: Christian Weber 

 

Ende der vierziger Jahre 

 

sernen Kreuz 2. Klasse ausgezeichnet, 

 

und als Leutnant der Reserve entlassen. 

 

Kurz nach Kriegsausbruch hatte er Lui-
se Götze geheiratet. Die beiden Töchter 

 

aus der Ehe, Gisela und Roswinda, 

 

wurden 1918 und 1923 geboren. 

 

Christian Weber war Deutscher von 

 

Geburt und stolz darauf. Um so 

 

schmerzlicher empfand er es, daß seine 

 

Heimat durch die nach dem Versailler 

 

Friedensvertrag verordnete Abstim-

mung am 10. Februar 1921 an Däne-
mark fiel. Während seine Geschwister 

 

dort blieben, entschied er sich für 

 

Deutschland, und das in einer radikalen 

 

Weise, die seinem Charakter entsprach. 

 

Anfang 1920 wurde Weber Mitglied 

 

der Deutschsozialistischen Partei, dann 

 

der Deutschvölkischen Freiheitspartei.3 

 

Beide extrem rechtsgerichteten Orga-
nisationen, die erstgenannte eine frühe 

 

norddeutsche Variante der NSDAP4, 

 

propagierten die deutsche Volksge-
meinschaft von gleicher Kultur und von 

 

gleichem Blut. Juden konnten ihr nicht 

 

angehören, da sie nach der Diktion der 

 

völkischen Parteien eine Rasse mit in-
ternational agierender Macht darstell-

ten, die Politik und Wirtschaft be-
herrschte.5 Die antisemitische Hetze 

 

diffamierte den neuen deutschen Staat 

 

als eine von außen gesteuerte „Juden-
republik". 

 

Ein weiteres Anliegen der Völkischen 

 

war die „Wehrhaftmachung der Deut-

schen", der sich Christian Weber im be-
sonderen verschrieb. „Der Wehrwolf 

 

sammelt alle deutschen wehrfähigen 

 

Männer", schrieb er in einer Zeitungs-
anzeige, in der er am 9. November 

 

1923 zur Gründung einer Ortsgruppe in 

 

Rendsburg aufrief.6 Der „Wehrwolf' 

 

war im Januar jenes Jahres von dem 

 

Studienrat und Hauptmann der Reserve 

 

Fritz Kloppe in Halle gegründet wor-
den. Der Verband hatte sich die Ver-

teidigung Deutschlands gegen den äu-
ßeren Feind zum Ziel gesetzt, den 

 

Kampf gegen die Kriegsschuldlüge und 

 

die Erziehung zu „Manneszucht und 

 

Verantwortung".7 Die uniformierte „Bun-
deskleidung" sah feldgrauen Rock oder 

 

Windjacke vor und Kniehose mit Ga-
maschen oder hohen Stiefeln. Die bei-
den Kokarden an der Mütze zeigten den 

 

Totenkopf mit einem „W" darunter und 

 

die alten Reichsfarben schwarz-weiß-
rot. Überhaupt war die wesentliche Ba-
sis des militanten Kampfverbandes das 

 

gemeinsame Erlebnis des Frontsolda-
tentums im 1. Weltkrieg.8 

 

Aufmerksam gemacht durch die An-

zeige, verfügten die Behörden eine 

 

Durchsuchung der Räume von Rechts-
anwalt Weber in der Königstraße in 

 

Rendsburg, bei der am 1. Dezember 1923 
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Abb. 2: Rendsburger Tageblatt 

 

vom 9. 11. 1923 

 

Flugblätter und Schriften des „Wehr-
wolfs" sichergestellt wurden. Im Be-
richt der Polizeiverwaltung hieß es, daß 

 

Weber dabei wäre, die Ortsgruppe 

 

Rendsburg mit ihm als 1. Vorsitzenden 

 

zu gründen. Weitere Vorstandsmitglie-
der seien Arbeiter Boye Deertz, Regie-
rungsbaumeister Bernhard Wendehorst 

 

und Ingenieur Petersen. Weber hätte die 

 

Bestrebungen des „Wehrwolf als völlig 

 

unpolitisch dargestellt und versichert, 

 

daß ihm Politik überhaupt verboten sei.9 

 

Anstandslos wurde der Rendsburger 

 

Ortsgruppe die Erlaubnis erteilt, am 29. 

 

März 1924 einen „Deutschen Abend" mit 

 

Fahnenweihe zu veranstalten.19 Nur elf 

 

Tage später konnten die Polizeibeamten 

 

der Zeitung entnehmen, daß die an-

gebliche politische Enthaltsamkeit We-
bers glatte Lüge war. Bei den Wahlen zur 

 

Stadtverordnetenversammlung am 4. Mai 

 

kandidierte er auf Platz drei der Liste 

 

des Völkisch-sozialen Blocks (VSB).11 

 

Fruchtbarer Boden für völkische Ideologie 

 

Die Rendsburger aber blieben im bür-

gerlichen Lager, wenn sie auch bei der 

 

gleichzeitig stattfindenden Reichstags-
wahl dem VSB-Wahlbündnis einen ho-
hen Stimmenanteil verschafften. Als 

 

Hochburg der Völkischen erwies sich je-
doch Hohenwestedt mit den umliegen-
den Landgemeinden im Süden des Krei-
ses Rendsburg, in denen sie zum Teil 

 

weit über 50 Prozent für sich verbuchen 

 

konnten.12 Wesentlich beigetragen zu 

 

diesem Ergebnis hatte die mit der 

 

Wahlpropaganda verbundene Werbung 

 

für den „Wehrwolf', bei der Christian 

 

Weber als Führer im Gau Mittelholstein 

 

zweifellos eine tragende Rolle zukam. 

 

Der Boden erwies sich als äußerst 

 

fruchtbar. In kürzester Zeit entstanden 

 

im Laufe des April 1924 Ortsgruppen in 

 

Hohenwestedt, Nindorf, Osterstedt, Wa-

pelfeld und Tappendorf mit bis zu vier-

zig Gründungsmitgliedern, „deutschvöl-
kisch denkende Männer", wie es hieß.13 

 

In Hohenwestedt und der angrenzenden 

 

kleinen Gemeinde Vaasbüttel wurden im 

 

August 1924 und im April 1925 „Nord-
markthings" mit Tausenden von Unifor-
mierten veranstaltet, die im Parade-
marsch an ehemaligen hohen Militärs 

 

vorbeizogen. 

 

Allerdings hatte es vor der letztge-
nannten Veranstaltung erheblichen Är-

ger gegeben. Der anfangs den „Wehr-
wolf' fördernde Hohenwestedter Krie-

gerverein, ein „vaterländischer Ver-

band", dem alle wichtigen Honoratioren 

 

des Ortes angehörten, ging auf Distanz. 

 

Streitpunkt war eine im Chinakrieg von 

 

1900 erbeutete Kanone, die im Garten 

 

des Offizierskasinos in Kiel-Wik ge-
standen hatte und bei den Revolutions-
wirren in die Obhut des Feldwebels 
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Eugen Speer gegeben worden war. Der 

 

Gastwirt aus Vaasbüttel, der das „Cafe 

 

Vaterland" betrieb, stellte nun das Ge-
schütz dem „Wehrwolf' für ein Denk-
mal zur Verfügung, das seinen Platz am 

 

Ehrenmal für die Gefallenen des Kirch-

spiels erhalten sollte. Der Sockel war 

 

schon gemauert, und als Termin für die 

 

Weihe stand die Reichsgründungsfeier 

 

am 18. Januar 1925 fest, als eine An-

frage des Standortältesten aus Kiel nach 

 

den Eigentumsrechten bei der Gemein-

deverwaltung eintraf. Dem Vorstand des 

 

Kriegervereins wurde die Sache zu du-
bios. Kurzentschlossen sagte er am 15. 

 

Januar seine Teilnahme ab und ließ den 

 

Sockel entfernen.14 Damit waren die 

 

Planungen zunichte gemacht. 

 

Für die Verantwortlichen der Groß-

veranstaltung, zu denen auch Gauführer 

 

Christian Weber gehörte, bedeuteten 

 

diese Maßnahmen einen Affront und 

 

zugleich eine Blamage ohnegleichen, 

 

denn die eingeladenen Gäste befanden 

 

sich bei den damaligen Verkehrsbedin-

gungen überwiegend schon auf dem 

 

Weg und konnten nicht mehr rechtzeitig 

 

informiert werden. Schließlich wurde 

 

schon deshalb eine Feier abgehalten, na-
türlich aber mit verkürztem Programm. 

 

Auch für das „Wehrwolf-Denkmal 

 

fand sich bald darauf eine Lösung, da 

 

der Vaasbütteler Gemeindevorsteher Wil-
helm Thun einen sogar repräsentativen 

 

Platz an einer Kreuzung am Ortsein-

gang zur Verfügung stellte. Die feierli-
che Weihe ging dann mit verhältnismä-

ßig wenig Verzögerung am Ostersonn-

abend, in Anwesenheit von zwei Gene-
rälen a. D. und Bundesführer Fritz Klop-
pe sowie Abordnungen des Stahlhelms, 

 

des Frontkämpferbundes Westküste und 

 

des Jungdeutschen Ordens vonstatten.15 

 

Diese Demonstration der Stärke wur-

de von den Hohenwestedtern als Ge-
waltakt empfunden, mit dem der „Wehr-
wolf' in diesem Umfeld erheblich an 

 

Freunden und Einfluß verlor. Zwar be-
standen noch einige Zeit kleinere Orts-

gruppen, die aber dann in der SA auf-

gingen.16 Darüber hinaus erwuchs aus 

 

diesen Auseinandersetzungen die erbit-
terte Feindschaft zwischen Christian 

 

Weber und Wilhelm Hamkens. Der Ho-
henwestedter Berufskollege hatte näm-
lich die bewußte Information an den 

 

Kieler Standortältesten gegeben und die 

 

Entscheidung des Kriegervereins mit 

 

dem Argument veranlaßt, die in der Re-
volution ihrer Bestimmung entrissene 

 

Kanone sei Erinnerung an schmachvolle 

 

Tage deutscher Geschichte.17 Seine Au-
torität in diesen Dingen stand außer Fra-

ge. Hamkens war Hauptmann der Re-
serve, Träger des Hohenzollern-Haus-
ordens sowie von EK I und II. 

 

In der folgenden Zeit wirkte Weber 

 

weiterhin an führender Stelle des 

 

„Wehrwolf'. Die Organisation eines 

 

„Landesthings" in Rendsburg am 6. 

 

April 1930 unterstrich noch die Bedeu-

tung seiner Tätigkeit, doch der immer 

 

stärker aufkommende Nationalsozialis-
mus führte zu einen zunehmenden Mit-

gliederschwtmd.18 Immerhin gab es für 

 

den völkischen Rechtsanwalt einen 

 

ganz persönlichen Erfolg. Er zog durch 

 

die Wahl vom 17. November 1929 in 

 

die Rendsburger Stadtverordnetenver-

sammlung ein und wurde aus ihrer Mit-
te am 20. Dezember in den sechs-

köpfigen Magistrat gewählt.19 Christian 

 

Weber übte nun ein sehr angesehenes 

 

Ehrenamt aus und trug den Titel Sena-
tor. Allerdings hatte es auch Wilhelm 

 

Hamkens inzwischen in der Politik weit 

 

gebracht. Er war am 1. September 1929 

 

der NSDAP beigetreten, wurde sofort 
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Spitzenkandidat für die Kreistagswahl, 

 

bei der die Partei vier Abgeordneten-
mandate errang, und zog in den Kreis-
ausschuß ein.20 Mit Wirkung vom 1. 

 

April 1930 erhielt Hamkens das Amt 

 

des NSDAP-Kreisleiters übertragen. Am 

 

9. und 10. August war er dann Gast-

geber von Adolf Hitler, der zwischen 

 

zwei Versammlungen in Rendsburg und 

 

Kiel in Hamkens Hohenwestedter Villa 

 

übernachtete. Gauleiter Hinrich Lohse 

 

hatte Hitler während seines kurzen Auf-
enthalts in Schleswig-Holstein sicher 

 

und angemessen unterbringen wollen.21 

 

Gläubiger Anhänger des Ehepaares Ludendorff 

 

Vermutlich übertrug Christian Weber 

 

die anhaltende Animosität gegen Wil-
helm Hamkens auf die durch ihn ver-

körperte Nationalsozialistische Partei, 

 

die sich inzwischen auf einem unauf-
haltsamen Vormarsch in der Provinz 

 

Schleswig-Holstein befand. Anfang 1932 

 

entschied er sich, in den „Tannenberg-
bund" einzutreten, gewissermaßen eine 

 

Konkurrenz der NSDAP, der es aller-

dings nie auf die Mobilisierung der 

 

Massen angekommen war, und die Ter-
ror und Gewalt ablehnte.22 

 

Schirmherr der als Dachverband völ-
kischer Gruppen im September 1925 ge-
gründeten Organisation war General a. 

 

D. Erich Ludendorff, neben Hindenburg 

 

Held der Siege von Tannenberg und den 

 

Masurischen Seen. Nach Kriegsende 

 

befeindete er die Republik, nahm 1923 

 

am erfolglosen Hitler-Putsch in Mün-
chen teil und kandidierte vergeblich für 

 

die Reichspräsidentenwahl 1925.23 Das 

 

Ziel des „Tannenbergbundes", die „wehr-
willige und wehrhafte Volkseinheit der 

 

Deutschen, beruhend auf der Einheit von 

 

Blut, Glaube, Kultur und Wirtschaft", war 

 

seit jeher Anliegen der Völkischen ge-
wesen. Für Ludendorff selbst jedoch 

 

hatte der Kampf gegen die „überstaat-
lichen Mächte" Vorrang. Juden, Jesuiten 

 

und Freimaurem unterstellte er eine 

 

„Weltverschwörung", um Deutschland 

 

absichtlich ins Verderben zu führen.24 

 

Eng verbunden mit dieser Weltan-

schauung war der „Deutsche Gottglau-
be" der Mathilde Ludendorff, der zwei-
ten Frau des Generals. Die Nervenärz-
tin und Leiterin eines privaten Kurheims 

 

hatte eine Lehre von der „Gotter-
kenntnis" entwickelt, die den Menschen 

 

als Höhepunkt der naturgeschichtlichen 

 

Entwicklung sah, als „Bewußtsein Got-
tes". Um sein Daseinsziel zu erreichen, 

 

müsse der Mensch alles „Knechtisch-
Jüdische" abstreifen, alle traditionellen 

 

Wertvorstellungen christlicher Moral 

 

und Ethik. Nach der Vorstellung Ma-
thilde Ludendorffs erwuchs die Mög-
lichkeit, zur „Gotterkenntnis" zu gelan-
gen, aus dem deutschen „Rasseerbgut" 

 

und der überlieferten altgermanischen 

 

Religiosität.25 Sie und ihr Mann ver-
breiteten ihre Ideologie durch eine eige-
ne Wochenzeitschrift und eine rege Vor-

tragstätigkeit, mit der sie auch in Schles-

wig-Holstein zahlreiche Anhänger ge-
wannen. 

 

Doch nicht nur das prominente Ehe-

paar war werbend unterwegs. Landes-
weit gab es fast in jedem kleinsten Dorf 

 

Informationsabende, bei denen bekann-
te Redner des „Tannenbergbundes" wie 

 

Friedrich von Bodungen oder Markus 

 

Wulf aus Eisendorf sprachen, der gleich-
zeitig führendes Mitglied der „Land-
volkbewegung" war und Bürgermeister 

 

seiner Gemeinde. Dort im Raum um 
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Nortorf mit dem Zentrum Krogaspe 

 

befand sich die Hochburg der Luden-

dorff-Anhänger. Zur Abwehr weiterer 

 

Kirchenaustritte in den umliegenden 

 

Dörfern empfahl die Rendsburger Prop-
steisynode dem zuständigen Pastor 

 

Reinhardt, mehr Gemeindeabende ab-
zuhalten.26 Tatsächlich handelte es sich 

 

zunehmend um eine Art Glaubensbe-

wegung, der zwar nie viele Menschen 

 

angehörten, die sich jedoch bis in die 

 

Gegenwart als haltbares Netz erwies, 

 

von der christlichen Umgebung still-

schweigend geduldet. Auch Christian 

 

Weber war mit seiner Familie aus der 

 

Kirche ausgetreten und bezeichnete sich 

 

nun im formellen Umgang mit Behör-
den als „deutschgottgläubig" 27 

 

Imtimfeind Hamkens NS-Landrat in Rendsburg 

 

Am 30. Januar 1933 ernannte Präsident 

 

Hindenburg Adolf Hitler zum Reichs-
kanzler. Er bildete eine Koalitionsregie-
rung, der nur zwei Nationalsozialisten 

 

angehörten, verlangte aber eine Bestäti-

gung durch das Volk. Daraufhin wurde 

 

der Reichstag aufgelöst und Neuwahlen 

 

für den 5. März verfügt. Das Preußische 

 

Staatsministerium ordnete am 4. Febru-
ar an, daß Provinziallandtag, Kreistage 

 

und Gemeindevertretungen am 12. März 

 

neu zu wählen waren. 

 

Der Reichstagsbrand lieferte den Vor-
wand für die „Notverordnung zum 

 

Schutz von Volk und Staat" vom 28. 

 

Februar 1933, die nicht nur zentrale 

 

Grundrechte der Weimarer Verfassung 

 

außer Kraft setzte, sondern auch als In-
strument zur Ausschaltung politischer 

 

Gegner durch die sogenannte „Schutz-
haft" diente.28 Als erste davon betroffen 

 

waren die Kommunisten. In Rendsburg 

 

kam es Anfang März zu Durchsuchun-

gen, Beschlagnahmungen und Verhaf-

tungen, bei denen SA, SS und Stahl-
helm als Hilfspolizei mitwirIcten.29 

 

Bei den Reichstagswahlen am 5. März 

 

erreichte die NSDAP in ganz Deutsch-
land zwar nur 43,9 Prozent der Stim-

men, besaß aber mit den acht Prozent 

 

ihres deutschnationalen Partners die ab-
solute Mehrheit und konnte ihre Macht 

 

weiter ausbauen. In Schleswig-Holstein 

 

war das Votum für Hitler und die 

 

NSDAP mit 53,3 Prozent noch eindeu-

tiger ausgefallen.30 Die Resultate vom 

 

12. März gaben der Partei im Land 

 

dann endgültig den Weg frei, was von 

 

Berlin aus noch forciert wurde, um 

 

schnellstens klare Verhältnisse im Inter-
esse des Nationalsozialismus zu schaf-
fen. 

 

Am 25. März 1933 erfolgte die Beru-

fung von Gauleiter Hinrich Lohse zum 

 

Oberpräsidenten der Provinz. Am 5. 

 

April erhielt der Regierungspräsident in 

 

Schleswig ein Telegramm des Preußi-
schen Innenministeriums mit dem Auf-

trag, sofort sechs Landräte zu beur-
lauben, darunter auch Theodor Steltzer 

 

in Rendsburg.3I Als Nachfolger wurde 

 

Rechtsanwalt Wilhelm Hamkens aus 

 

Hohenwestedt eingesetzt, der nun zu-
sammen mit seiner Funktion als Kreis-
leiter im wörtlichen Sinn die Gewalt über 

 

diesen Verwaltungsbezirk innehatte. 

 

Obwohl der neue Landrat bei seiner 

 

offiziellen Amtseinführung am 21. April 

 

als Leitspruch die Anfangszeile des 

 

Glockenspiels der Potsdamer Garni-
sonskirche gewählt hatte: „Üb' immer 

 

Treu und Redlichkeit...", galt diese Ma-
xime nur innerhalb des von der NSDAP 

 

bestimmten Rahmens. Hamkens gab 
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knapp zwei Monate später vor dem 

 

Kreistag die Erklärung ab, er habe vom 

 

Recht der „Schutzhaft" für politische 

 

Gegner, die eventuell gegen den neuen 

 

Staat arbeiten würden, keinen übertrie-
ben großen Gebrauch gemacht.32 Im-
merhin ließ das Schlüsse auf entspre-
chende Maßnahmen zu, ebenso wie 

 

seine Kampfansage gegen die abzulö-
senden Gemeinde- und Amtsvorsteher, 

 

die dem neuen Deutschland den Platz 

 

räumen müßten.33 

 

Bald darauf hatten die Nationalsozia-
listen in der Tat das politische Feld für 

 

sich. Gewerkschaften und SPD wurden 

 

verboten, die bürgerlichen Parteien zur 

 

Selbstauflösung gezwungen, Verbände 

 

und Organisationen „überführt". Durch 

 

das neue Gemeindeverfassungsgesetz 

 

vom 15. Dezember 1933, das die Kom-

munalverwaltung nach dem Führerprin-
zip regelte, erhielt Landrat Hamkens 

 

noch mehr Macht.34 Als persönlichen 

 

Erfolg konnte er die Berufung des 

 

Rendsburger Ortsgruppenleiters Franz 

 

Krabbes zum Bürgermeister der Stadt 

 

verbucher1.35 

 

Die Herrschaft von Hamkens wurde 

 

von der Bevölkerung des Kreises 

 

Rendsburg weitgehend akzeptiert. Er 

 

selbst galt schon vor seinem Eintritt in 

 

die Partei als natürliche Führungsper-
sönlichkeit, mit dem Hintergrund einer 

 

großbürgerlichen Herkunft von einem 

 

Gut in Eiderstedt, einer Frau aus Han-
noveraner Uradel, als hochdekorierter 

 

Kriegsheld und als angesehener Rechts-
anwalt und Notar.36 Zwischen ihm und 

 

Gauleiter Lohse bestand zu dieser Zeit 

 

eine freundschaftliche Beziehung. Beide 

 

hatten gemeinsam das begehrte Jagd-
revier von Königshügel gepachtet und 

 

Abb. 3: Wilhelm Hamkens als 

 

Gaujägermeister (um 1936) 

 

pflegten privaten Kontalct.37 Hamkens 

 

verdankte seine Ernennung zum Gau-

jägenneister im Jahr 1934 mit Sicher-
heit auch der Unterstützung dieses 

 

Jagdfreundes. Daneben umgab ihn die 

 

besondere Gloriole vom Besuch Adolf 

 

Hitlers, die ihn als „Betreuer des Füh-
rers" in eine Ausnahmestellung hob.38 

 

Wilhelm Hamkens hielt seine Hand 

 

schützend über den jüdischen Arzt Dr. 

 

Ernst Bamberger, der in Rendsburg eine 

 

äußerst angesehene chirurgische Privat-
klinik betrieb, und dem er seit langem 

 

menschlich verbunden war. Bis zur staat-
lich verordneten Entziehung der Appro-
bation zum 30. September 1938 blieb 

 

Dr. Bamberger weitgehend unbehelligt 

 

und konnte sogar der Jagd weiter nach-

gehen, was der ausdrücklichen Geneh-

migung des Gaujägermeisters bedurfte.39 
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„Unerhörte Ausfälle gegenüber der NSDAP" 

 

Gegen jemanden mit dieser Machtfülle 

 

und diesen Beziehungen aufzutreten, 

 

ihn zu reizen und sogar herauszufor-

dern, sprach zwar für Christian Webers 

 

Mut, war jedoch angesichts der Um-
stände eher tollkühn. Schließlich wußte 

 

gerade er als Rechtsanwalt, welche 

 

Konsequenzen sich aus einem solchen 

 

Verhalten ergeben konnten. Als ehema-

liges prominentes Mitglied des verbote-
nen und aufgelösten „Tannenbergbun-
des" und als unbeirrt gläubiger Anhän-

ger der Ludendorffer „Gotterkenntnis" 

 

hatte er mit Sicherheit von den Gewalt-
maßnahmen erfahren, denen zahlreiche 

 

Gesinnungsfreunde ausgesetzt waren. 

 

So ließ die Polizeiverwaltung Nortorf 

 

am 5. Mai 1933 Friedrich Vollmers, 

 

Ernst Plambeck, Markus Wulf und Her-
mann Hemme in zweitägige „Schutztiaft" 

 

nehmen, die sie im Neumünsteraner Zen-

tralgefängnis verbrachten.40 Der Schlach-
ter Friedrich Elsner aus Nortorf unter-
schrieb nach Entlassung aus längerer 

 

Haft eine Erklärung, daß ihm das Ver-
bot des „Tannenbergbundes" behördli-
cherseits mitgeteilt worden sei. 

 

Andere ehemalige „Tannenbergbünd-
ler" mußten sich nach der „Schutzhaft" 

 

vor dem Schleswig-Holsteinischen Son-

dergericht in Altona wegen Äußerungen 

 

und Verhaltensweisen verantworten, die 

 

nun Straftatbestand waren. So wurde 

 

Alfred B. aus Hohenwestedt zu zwei 

 

Monaten Gefängnis verurteilt, weil er in 

 

einer Gaststätte die Frau von Propagan-
daminister Goebbels als Jüdin bezeich-
net hatte. Er wollte diese Information 

 

einer „Ludendorff-Zeitung" entnommen 

 

haben.41 Das stellte ein Vergehen dar 

 

laut der Verordnung des Reichspräsi-
denten zur Abwehr gegen heimtücki-

sche Angriffe gegen die Regierung der 

 

nationalen Erhebung vom 21. März 

 

1933. 

 

Hans-Heinrich S. aus Heinkenborstel, 

 

ebenfalls „Tannenbergbündler", erhielt 

 

aufgrund dieser Verordnung eine Ge-

fängnisstrafe von vier Monaten. Er hat-
te Hitler Wortbruch vorgeworfen.42 

 

Emil P. aus Westerrönfeld, als Heilkun-

diger tätig, machte ausgerechnet vor der 

 

Schwester des Ortspropagandaleiters 

 

von Büdelsdorf abfällige Äußerungen 

 

über Adolf Hitler. Marga H., die im Bü-
cherschrank auch noch Ludendorff-Li-
teratur entdeckte, informierte ihren Bru-
der. Das Urteil lautete auf zwei Monate 

 

Gefängnis .43 

 

Dagegen legte Christian Weber, den 

 

P. um die Übernahme seiner Verteidi-

gung gebeten hatte, Beschwerde ein, 

 

der aber nicht stattgegeben wurde. In 

 

einer Eingabe an das Rendsburger 

 

Landratsamt in dieser Sache gebrauchte 

 

Weber dann so scharfe Formulierungen, 

 

daß sie bei einem Disziplinarverfahren 

 

gegen ihn verwendet werden konnten.' 

 

Zu diesem Zeitpunkt, Mitte des Jah-
res 1934, war die Auseinandersetzung 

 

zwischen ihm und seinem alten Feind 

 

Wilhelm Hamkens schon voll entfacht. 

 

Den Anlaß hatte vor allem die einwö-

chige Haft des Frisörs Willy N. aus In-
nien gegeben. Er war, wie Weber 

 

schrieb, nach schweren Mißhandlungen 

 

festgenommen worden. N. hatte den 

 

Amtsvorsteher und Ortsgruppenleiter 

 

Hinrich B. aus Bünzen der Hehlerei be-

schuldigt.45 Die Beschwerde des Rends-

burger Rechtsanwalts gegen die Schutz-

haftanordnung des Landrats beim Re-

gierungspräsidenten wurde zwar zurück-

gewiesen, wegen B. aber nachgefragt. 
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Hamkens, der für die Ernennung B.s 

 

verantwortlich war, wies auf die Ver-

jährung hin und bekräftigte den einwand-
freien Ruf des „bewährten Kämpfers 

 

der nationalen Revolution" 46 Daß die 

 

Angelegenheit Kreise bis zum Oberprä-
sidenten und Gauleiter gezogen hatte, 

 

verstärkte naturgemäß die vorhandene 

 

Abneigung gegenüber Weber, wobei die-
ser jedoch ihm in nichts nachstand. 

 

Zur Eskalation zwischen den Kon-
trahenten kam es am 21. Februar 1936 

 

auf der Treppe des Kreishauses in der 

 

Königinstraße. Landrat Hamkens rief 

 

Christian Weber zu, daß er den „Deut-
schen Gruß" zu erweisen habe. Der rea-

gierte jedoch nicht, sondern betrat ein 

 

Bürozimmer der Steuerabteilung, wo er 

 

wiederum nicht vorschriftsmäßig grüß-
te. Nach dem Erlaß vom 18. Dezember 

 

1933 war in allen staatlichen Dienst-

gebäuden Preußens mit Erheben des 

 

rechten Arms zu grüßen. Dabei konnte, 

 

aber mußte nicht „Heil" oder „Heil Hit-
ler" gesagt werden.47 Jedenfalls nahm 

 

Hamkens die Verweigerung Webers 

 

zum Anlaß, ihn aus dem Hause zu wei-
sen, und untersagte ihm noch am glei-
chen Tag per Einschreiben, jemals wie-
der das Landratsamt zu betreten." 

 

Regierungspräsident Anton Wallroth 

 

wies die Beschwerde Christian Webers 

 

am 5. März 1936 als unbegründet und 

 

unangemessen im Ton zurück und riet 

 

ihm, sein Verhalten gegenüber Behör-
den zu ändern, da er sich andernfalls zu 

 

Maßnahmen genötigt sehen würde. 

 

Am 6. Mai 1936 wurde gegen Chri-
stian Weber vor der Dienststrafkammer 

 

Anldage wegen Verletzung seiner 

 

Dienstpflichten erhoben. Am 29. Au-

gust entzog ihm der Oberlandesge-
richtspräsident in Kiel vorläufig das No-
tariat. Der aufsichtsftihrende Richter 

 

Lefurnent beim Amtsgericht Rendsburg 

 

schickte daraufhin Justizwachtmeister 

 

Plähn in Webers Kanzlei in der Nien-

stadtstraße, um ihm die Siegel abneh-
men zu lassen." Christian Weber ver-

mutete, daß Wilhelm Hamkens als 

 

Drahtzieher hinter dieser Maßnahme 

 

stand, und er hatte damit auch recht. 

 

Schon im Juni 1935 war der Rends-

burger Landrat auf dem offiziellen 

 

Dienstweg an den Oberpräsidenten her-

angetreten, um sich über Webers „uner-
hörte Ausfälle gegenüber der NSDAP" 

 

zu beschweren. Seine Tätigkeit sei eine 

 

fortgesetzte Agitation gegen Staat und 

 

Volk, dabei bekleide er das öffentliche 

 

Amt eines Notars.50 Hamkens stellte 

 

auch die Unterlagen zusammen, die 

 

Lohse Anfang 1936 an den Oberlandes-

gerichtspräsidenten weiterleitete, der 

 

aufgrund dieses Materials die vorläufige 

 

Enthebung vom Notariat anordnete.51 

 

Rachefeldzug mit einem Scheidungsurteil 

 

Gegen diese Entscheidung, die herbe 

 

Einkommensverluste nach sich zog, hat-
te Christian Weber sofort Beschwerde 

 

beim Reichsgericht eingelegt. Da er die 

 

Stillegung seines Notariats als direkten 

 

Angriff auf seine Existenz und die sei-
ner Familie sah, ging er zur massiven 

 

Gegenwehr über. Es wäre für ihn ein 

 

leichtes gewesen, mit seinem Wissen 

 

dem Widersacher Hamkens zu schaden. 

 

Schließlich war Rendsburg eine Klein-
stadt, in der nichts verborgen bleiben 

 

konnte, schon gar nicht, wenn es das 

 

Privatleben der örtlichen Prominenz be-
traf. Die besondere Vorliebe von Wil-
helm Hamkens für Frauen hatte allge-
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Abb. 4: Rendsburger NS-Prominenz und Reichswehr auf dem Balkon des ehemaligen 

 

Gewerkschaftshauses am Paradeplatz 

 

(Im Hintergrund Wilhelm Hamkens in Kreisleiteruniform, vor ihm seine Frau Ella. Vorn 

 

Kreispropagandaleiter Herbert Puhlmann, der interessiert den Ausführungen von 

 

Bürgermeister und Ortsgruppenleiter Franz Krabbes folgt) 

 

meinen Bekanntheitsgrad, was manche 

 

auf Distanz zu ihm gehen ließ. Die Nach-
barschaft seiner Dienstvilla am Kanal-
ufer zur Kolonialen Frauenschule mach-
te für ihn vieles bequemer.52 Dann gab es 

 

noch den unehelichen Sohn seines Haus-

mädchens, der genau ein Dreivierteljahr 

 

nach der „Machtübernahme" geboren 

 

und gleich danach zu seinen Großeltern 

 

nach Remmels gegeben worden war.53 

 

Auch sonst hatte sich Hamkens häu-

fig über die sogenannten guten Sitten 

 

hinweggesetzt. Über die Exzesse in Voll-
trunkenheit war sogar in den „Deutsch-
land-Berichten" der Exil-SPD in Prag 

 

zu lesen gewesen.54 Seine Ablösung als 

 

Kreisleiter zum 31. Dezember 1935, an-

geblich wegen Arbeitsüberlastung, hing 

 

damit sicherlich zusammen. 

 

Doch angesichts des unveränderten 

 

Wohlwollens, das Freund Hinrich Loh-
se weiterhin gegenüber Wilhelm Ham-
kens zeigte, hielt es Christian Weber für 

 

klüger, ein anderes Angriffsziel zu wäh-

len, das ihm nicht derart gefährlich er-
schien. Auch in diesem Fall handelte es 

 

sich um moralische Verfehlungen, die 

 

bei Publikwerden dem Ansehen der 

 

NSDAP schaden konnten, und damit 

 

indirekt seinem Intimfeind. Ins Visier 

 

nahm er den neuen Kreisleiter Heinrich 

 

Carl, bis dahin Geschäftsführer im 
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„Adolf-Hitler-Haus" in der Bahnhofstra-
ße und seit langen Jahren die rechte 

 

Hand von Hamkens.55 Beide hatten sich 

 

im 1. Weltkrieg bei den Garde-Schüt-
zen kennengelernt. Durch Carls Emp-
fehlung, sich dort als Rechtsanwalt und 

 

Notar niederzulassen, war Wilhelm Ham-
kens nach Hohenwestedt gekommen. 

 

Dieser setzte seinen Bürovorsteher im 

 

April 1933 gewissermaßen als Statthal-
ter in der Kreisleitung ein, was den 

 

Übergang dann reibungslos machte. 

 

Allerdings geriet Carl durch die führen-
de Stellung mehr in den Blickpunkt der 

 

Öffentlichkeit. Weber kam auf diese 

 

Weise an Informationen, die er sich für 

 

seine Zwecke zunutze machen wollte. 

 

Heinrich Carl hatte 1920 eine Hohen-
westedterin geheiratet und mit ihr eine 

 

Tochter bekommen. Die Ehe verlief je-
doch unglücklich. Seit 1927 betrieb 

 

Carl die Scheidung, doch seine Frau 

 

weigerte sich. In zwei Prozessen, die 

 

durch die Instanzen bis zum Oberlan-

desgericht führten, war er jeweils als 

 

schuldiger Teil zur Herstellung der Ge-
meinschaft verurteilt worden. Stattdes-
sen lebte er in Rendsburg mit Paula G. 

 

in „wilder Ehe"; seine Frau wohnte in-
zwischen in Uetersen. 

 

Auf Anraten von Wilhelm Hamkens 

 

ließ Carl sie durch einen Ermittlungs-
lungsbeamten der Kieler Gauleitung be-
obachten und erhielt so die Beweise, 

 

die schließlich beim dritten Verfahren 

 

zur Scheidung im Mai 1935 führten.56 

 

Mitte Oktober 1936 bekam die ehema-

lige Frau des Kreisleiters Carl einen 

 

Brief von Rechtsanwalt Weber, der um 

 

ein Treffen und um die Überlassung 

 

ihres Scheidungsurteils bat. Im Warte-
saal des Elmshorner Bahnhofs gab sie 

 

ihm tatsächlich die Akte. Sie unter-
stützte nur zu gern sein Vorhaben, den 

 

jahrelangen unmoralischen Lebenswan-
del ihres geschiedenen Mannes offen 

 

anzuprangern.57 

 

Am 31. Oktober 1936 erfuhr der 

 

Rendsburger Bürgermeister Franz Krab-
bes durch eine vertrauliche Mitteilung 

 

aus dem Postamt, daß dort ein an Chri-
stian Weber adressiertes Päckchen ein-

getroffen war.58 Am nächsten Morgen 

 

informierte er Landrat Hamkens darü-

ber, der sofort Oberpräsident Lohse an-
rief und mit ihm die polizeiliche Be-

schlagnahme und Öffnung der Sendung 

 

absprach. In ihr befanden sich zehn Ab-
schriften des Scheidungsurteils des 

 

Ehepaares Carl, angefertigt von einer 

 

Kaufmännischen Privatschule in Kiel. 

 

Der telefonisch davon unterrichtete 

 

Lohse ordnete am Apparat mündlich die 

 

„Schutzhaft" an. Am Mittag dieses 1. No-

vember, einem Sonntag, erschien um 14 

 

Uhr die Polizei bei Christian Weber, um 

 

ihn festzunehmen. Bevor er ins Rends-

burger Gerichtsgefängnis gebracht wur-

de, konnte er noch seinen Rechtsan-

waltskollegen Ernst N. informieren und 

 

ihn bitten, sich um Frau und Kinder zu 

 

Icümmern.59 Immerhin wurde 1936 noch 

 

der Schein des Rechts gewahrt. Ham-
kens drängte den Oberpräsidenten, ihm 

 

unverzüglich die schriftliche Ausferti-

gung des Schutzhaftbefehls zukommen 

 

zu lassen, da er am selben Tag zuge-
stellt werden müsse.60 

 

Noch bevor der angeforderte Schnell-
brief aus Kiel in Rendsburg eintraf, 

 

wurde Christian Weber vernommen. Er 

 

habe in Wahrnehmung berechtigter In-
teressen gehandelt, um sich gegen die 

 

Stillegung seines Notariats zu wehren, 

 

erklärte der inhaftierte Rechtsanwalt. 

 

Deshalb wollte er bei verschiedenen 

 

Amtsstellen wie Anwaltskammer und 

 

Oberlandesgerichtspräsident ausführlich 
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darstellen, warum er diesen kritischen 

 

Standpunkt gegen einige Träger des 

 

neuen Staatswesens einnähme. So wür-
de das Scheidungsurteil den Lebens-
wandel von Kreisleiter Carl kennzeich-
nen. Da er nur über eine Schreibkraft 

 

verfüge, habe er die Verfielfältigungen 

 

in Kiel in Auftrag gegeben und dort um 

 

strengstes Stillschweigen gebeten.61 

 

Nach dieser Aussage erhielt Christian 

 

Weber den Schutzhaftbefehl ausgehän-
digt, gegen den er noch vor Ort Be-
schwerde einlegte. Tags darauf wurde 

 

er nach Kiel in das Gefängnis des Po-

lizeipräsidiums in der Gartenstraße ver-

legt und in Einzelhaft gehalten.62 

 

Es gab für ihn keine Sprecherlaubnis. 

 

Doch das bedeutete keine spezielle 

 

Schikane, sondern galt für alle. Der stell-
vertretende Kieler Gestapo-Leiter Dr. 

 

Heinz Gräfe vertrat in einem Bericht an 

 

das Preußische Geheime Staatspolizei-
amt in Berlin die Ansicht, daß gerade 

 

Weber keine bessere Behandlung als 

 

andere „Schutzhäftlinge" erhalten dürfe, 

 

geschweige denn besondere Vergünsti-
gungen. Er sei nicht nur ein „unheilsa-
mer Querulant", sondern ein Staatsgeg-
ner, der immer wieder versuche, Be-
hörden und Stellen der Bewegung 

 

Knüppel zwischen die Beine zu werfen 

 

und angebliche Mißstände hervorzu-
zerren. Das stehe ihm in keiner Weise 

 

zu. Ob Kreisleiter Carl wirklich so un-
moralisch gehandelt habe, daß er auf 

 

seinem Posten nicht mehr tragbar sei, 

 

entscheide allein die Partei. Das sei 

 

auch die Auffassung des Oberpräsiden-
ten, der gleichzeitig bitte, die Überfüh-

rung Webers in ein KZ anzuordnen. Er 

 

schließe sich dem an.63 

 

Gräfe bezog sich in seinem Schreiben 

 

auf die Beschwerden, die der inhaftierte 

 

Rendsburger Rechtsanwalt an den 

 

Reichsminister des Innern und an den 

 

Inspekteur der Geheimen Staatspolizei 

 

in Berlin gerichtet hatte, also an die 

 

Adresse des Reichsführers-SS Heinrich 

 

Himmler.64 Natürlich waren die Briefe 

 

durch die Kieler Gestapo-Kontrolle ge-
gangen und an Lohse weitergereicht 

 

worden. Doch es gab noch einen ande-
ren Weg nach Berlin. Wie Weber später 

 

berichtete, fuhr seine Frau in die 

 

Reichshauptstadt und konnte dort den 

 

Sachverhalt Dr. Werner Best vortragen, 

 

dem Personalchef des Geheimen Staats-

polizeiamtes.63 

 

Ihre mutige Mission hatte Erfolg. Als 

 

der dänische Schwager Christian We-
bers Anfang Dezember 1936 bei Lohse 

 

vorsprach, war diesem kurz vorher vom 

 

Kieler Gestapo-Leiter Dr. Hans-Ulrich 

 

Geschke ein Telegramm aus Berlin vor-

gelegt worden. Christian Weber sei we-

gen Haftunfähigkeit zu entlassen. Un-

gläubig fragte Hinrich Lohse noch ein-
mal nach, bevor er diese Entscheidung 

 

akzeptieren mußte. Schließlich hatte ihm 

 

doch der Leiter des Geheimen Staats-

polizeiamtes, SS-Gruppenführer Rein-
hard Heydrich, persönlich zugesagt, den 

 

renitenten Rendsburger Rechtsanwalt in 

 

ein KZ zu bringen.66 

 

Einen Tag vor Weihnachten war Chri-
stian Weber wieder auf freiem Fuß und 

 

wurde weitgehend in Ruhe gelassen. 

 

Allerdings begann nun eine „wirtschaft-
liche Durststrecke" für ihn, in deren Ver-
lauf er sich genötigt sah, zwei Grund-
stücke zu verkaufen, um den Unterhalt 

 

seiner Familie zu sichern. Die NSDAP 

 

tat alles, um Klienten abzuhalten. Doch 

 

einige standen auch zu ihm. Vor allem 

 

durch die Zeugenaussage des oben er-
wähnten Rechtsanwaltskollegen N. wur-
de Weber im Disziplinarverfahren von 

 

allen Dienstpflichtverletzungen freige-
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sprochen und am 15. Juni 1938 wieder 

 

in sein Amt als Notar eingesetzt.67 

 

Die 300 RM Geldstrafe, zu der er am 

 

5. September 1938 vom Ehrengericht 

 

der Rechtsanwaltskammer in Kiel ver-
urteilt wurde, konnte er verschmerzen. 

 

Er hatte Wilhelm Hamkens beleidigt, 

 

der mittlerweile zum Regierungsprä-
sidenten in Schleswig avanciert war.68 

 

Heinrich Carl, der inzwischen seine 

 

Lebenspartnerin geheiratet hatte, wurde 

 

im August 1939 in die Gauamtsleitung 

 

in Kiel berufen. Im September 1941 

 

forderte ihn Hinrich Lohse an, der neuer-
nannte „Reichskommissar für das Ost-
land". Bis zum Juni 1944 verwaltete 

 

Carl dann das Gebiet von Sluzk in 

 

Weißruthenien.69 

 

Die Maßstäbe von Recht und Gerechtigkeit 

 

Der 54jährige Rechtsanwalt Christian 

 

Weber wurde am 1. Dezember 1940 

 

zur Wehrmacht eingezogen und nach 

 

einem Umschulungslehrgang als Ordon-
nanz-Offizier und Kolonnenführer in 

 

Norwegen und Finnland eingesetzt. En-
de 1944 fand er in Dänemark als Dol-
metscher Verwendung und nutzte seine 

 

Sprachkenntnisse auch im Internie-

rungslager, aus dem er am 31. Juli 1945 

 

nach Rendsburg entlassen wurde. Fünf 

 

Monate später erteilte ihm die Britische 

 

Militärregierung die Zulassung als 

 

Rechtsanwalt und Notar. 70 

 

Gesundheitlich ging es ihm nicht gut, 

 

und er hatte in seinem Alter in der 

 

schwierigen Nachkriegszeit große Pro-

bleme, in seinem Beruf wieder Fuß zu 

 

fassen. Um so mehr empörte es Chri-
stian Weber, als der Entnazifizierungs-
Hauptausschuß Schleswig Wilhelm Ham-
kens am 5. August 1948 nur in die 

 

Kategorie IV (Mitläufer) einstufte und 

 

ihm 25 Prozent seines Ruhegehaltes als 

 

Regierungspräsident zusprach.71 

 

In altgewohnt kämpferischer Manier 

 

wandte sich Weber an Karl Feldmann, 

 

den Sonderbeauftragten der Landesre-

gierung für Entnazifizierung, und stellte 

 

ihm reichhaltiges Belastungsmaterial 

 

aus seiner Verfolgungszeit zu, der es an 

 

den Öffentlichen Kläger beim Entnazi-

fizierungsausschuß in Schleswig mit der 

 

Aufforderung weitergab, die Wieder-
aufnahme des Verfahrens gegen Ham-
kens einzuleiten.72 Nach den üblichen 

 

Aufrufen in verschiedenen Zeitungen 

 

und Amtsblättern gingen etliche Zeu-

genaussagen ein, wobei sich Be- und 

 

Entlastung in etwa die Waage hielten. 

 

Am 4. Januar 1949 beschloß der Ent-

nazifizierungs-Hauptausschuß des Krei-
ses Schleswig, es bestehe keine Veran-

lassung, eine Wiederaufnahme des Ver-
fahrens vorzunehmen. Dann gelang es 

 

Wilhelm HamIcens noch, 1952 unter 

 

Berufung auf § 8 Abs. 3 des Gesetzes 

 

zur Beendigung der Entnazifizierung 

 

vor dem Dienststrafhof in Schleswig die 

 

volle Pension als Landrat einzulda-

gen.73 In der Urteilsbegründung hieß es, 

 

er habe die fachliche Eignung für dieses 

 

Amt gehabt, die Beförderung zum Re-

gierungspräsidenten sei allerdings auf-

grund seiner Verbindung zum National-
sozialismus erwachsen. 

 

Christian Weber hatte weniger Erfolg. 

 

Nach einer Bearbeitungsdauer von fast 

 

drei Jahren war ihm vom Sonderhilfs-
ausschuß des Kreises Rendsburg 1950 

 

eine Haftentschädigung von 150 DM 

 

zuerkannt worden.74 Anträge an das 

 

Land Schleswig-Holstein nach dem Haft-

entschädigungsgesetz vom 4. Juli 1949 
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und nach dem Bundesergänzungsgesetz 

 

für Opfer nationalsozialistischer Ver-

folgung vom 18. September 1953 wur-
den vom Entschädigungsamt abgewie-
sen, ebenso wie Webers Klage vor der 

 

2. Entschädigungskammer des Landge-
richts in Kiel. Er sei nicht aus Gründen 

 

politischer Gegnerschaft gegen den Na-
tionalsozialismus verfolgt worden. Die 

 

Ludendorff-Bewegung habe im Kern 

 

die gleiche Ideologie, daher könne von 

 

einem erkennbaren Gegensatz nicht ge-
sprochen werden. Besonderer Eintdang 

 

bestehe in der Rassenfrage mit der ge-
meinsamen Unrechtshaltung gegenüber 

 

dem Judentum. In den „Kampfzielen" 

 

Ludendorffs sei der Ausschluß der deut-
schen Staatsbürgerrechte für die Juden 

 

ausdrücklich gefordert worden mit den 

 

Begründung ihres „minderwertigen Blu-
tes". 75 Weber gab dennoch nicht auf, 

 

sondern legte gegen das Urteil Bern-
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